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�ffentliche Finanzen Gebietsk�rperschaften

Die Haushalte der Gebietsk�rperschaften

d�rften im vierten Quartal 2004 mit einem

kleinen �berschuss und damit etwas besser

als ein Jahr zuvor abgeschlossen haben. Im

Gesamtjahr d�rfte das Defizit etwa in der

Gr�ßenordnung des Jahres 2003 liegen, als

mit knapp 70 Mrd 3 ein neuer H�chststand

verzeichnet worden war. Auf der Einnahmen-

seite hat das Steueraufkommen vor allem

wegen der Einkommensteuersenkungen stag-

niert, w�hrend die nichtsteuerlichen Ein-

nahmen insbesondere auf Grund des stark

reduzierten Bundesbankgewinns abgenom-

men haben. Bei den gegen�ber dem Jahr

2003 leicht verringerten Ausgaben standen

unter anderem wachsenden Aufwendungen

f�r Sozialleistungen weiter r�ckl�ufige Inves-

titionen gegen�ber. Auch die Zinsausgaben

d�rften trotz der hohen Neuverschuldung der

letzten Jahre wegen der g�nstigen Finanzie-

rungsbedingungen gesunken sein. Die Per-

sonalausgaben und der laufende Sachauf-

wand haben sich sehr ged�mpft entwickelt.

F�r das laufende Jahr sehen die Haushaltspla-

nungen nicht zuletzt vor dem Hintergrund

der nationalen haushaltsrechtlichen Kredit-

obergrenzen einen Abbau der Defizite vor.

Hierzu soll – insbesondere auf der Bundes-

ebene – verst�rkt auf Verm�gensver�ußerun-

gen zur�ckgegriffen werden. Die Steuerein-

nahmen werden vor allem durch die letzte

Stufe der Einkommensteuerreform weiter be-

grenzt werden. Im Gegensatz zu der Entwick-

lung in den vorangegangenen Jahren wird

aber wieder ein – wenn auch moderater – Zu-

wachs erwartet. Um die Haushaltsziele zu er-

�berblick
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reichen, wird eine weiterhin enge Begren-

zung der Ausgaben unumg�nglich sein.

Das Steueraufkommen1) nahm im vierten

Quartal im Vergleich zum Vorjahr um 3,5%

ab. Ausschlaggebend hierf�r war das vor

allem durch die umfangreichen Einkommen-

steuersenkungen bedingte kr�ftige Minus bei

der Lohnsteuer. Auch die Ertr�ge aus der

Mineral�l- und der Tabaksteuer gingen weiter

zur�ck.2) Demgegen�ber zeigten sich die ge-

winnabh�ngigen Steuern insgesamt deutlich

ergiebiger. Allerdings schw�chte sich die posi-

tive Grundtendenz im Vergleich zu den Vor-

quartalen etwas ab, zumal die zum Jahres-

ende kr�ftig gestiegenen Einnahmen aus der

Steueramnestieregelung maßgeblich zu dem

Zuwachs beitrugen.

Im Gesamtjahr 2004 verharrten die Steuer-

einnahmen nach dem vorl�ufigen Ergebnis,

das noch eine Sch�tzung f�r die Gemeinde-

steuern enth�lt, etwa auf ihrem Vorjahrs-

niveau, obwohl das Wirtschaftswachstum re-

lativ kr�ftig ausfiel. Die Volkswirtschaftliche

Steuerquote (in finanzstatistischer Abgren-

zung) ging somit um 0,5 Prozentpunkte auf

20,3% zur�ck. Ausschlaggebend hierf�r war

die 2004 wirksam gewordene Senkung der

Einkommensteuer. Dar�ber hinaus war die

Struktur des Wirtschaftswachstums eher

steuerunergiebig, weil sich mit der Inlands-

nachfrage und den Bruttol�hnen und

-geh�ltern die Bemessungsgrundlagen der

Umsatzsteuer und der Lohnsteuer – der bei-

den aufkommensst�rksten Steuern – weiter-

hin verhalten entwickelten. Auch die Ertr�ge

aus den Bundessteuern gingen infolge der

Verbraucherreaktionen auf die gestiegenen

Preise f�r Mineral�l und die h�heren Steuern

auf Tabakwaren deutlich zur�ck. Dem stand

die positive Entwicklung bei den gewinnab-

h�ngigen Steuern gegen�ber, die bei einer

verbesserten Ertragslage der Unternehmen

insgesamt 16 1�2 % mehr erbrachten. Vor

allem die K�rperschaftsteuer legte kr�ftig zu

(um knapp 5 Mrd 3 oder 58 1�2%). Dabei d�rf-

ten sich auch das mit dem Steuerverg�ns-

tigungsabbaugesetz verh�ngte Moratorium

f�r die Mobilisierung k�rperschaftsteuerlicher

Altguthaben sowie die Einschr�nkung des

steuerlichen Verlustvortrags ausgewirkt haben.

Zudem stieg das Aufkommen aus der veran-

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steuererträge insgesamt 1)

1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Vj. 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj.

Steueraufkommen

1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die (f�r das vierte Quartal noch nicht
bekannten) Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
2 Der R�ckgang im vierten Quartal fiel freilich wegen
einer 2004 erfolgten buchungstechnischen Umstellung
bei einigen Bundessteuern besonders stark aus.
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lagten Einkommensteuer insbesondere we-

gen der Einnahmen aus der Steueramnestie-

regelung in H�he von 0,9 Mrd 3 betr�chtlich

(+ 18%). Die (f�r das vierte Quartal noch

gesch�tzten) Gewerbesteuerertr�ge haben

ebenfalls erheblich zugenommen.

Die Sch�tzabweichungen gegen�ber der ver-

gleichbaren (um zwischenzeitliche Steuer-

rechts�nderungen bereinigten) Prognose vom

Herbst 2003 waren mit 6 Mrd 3 zwar erheb-

lich, jedoch deutlich geringer als in den Vor-

jahren. Neben Ausf�llen bei der Mineral�l-

steuer und der Tabaksteuer ergibt sich die

Sch�tzdifferenz vor allem aus Revisionen in

der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsstruk-

tur, w�hrend der Anstieg des nominalen

Bruttoinlandsprodukts (BIP) insgesamt um

lediglich 0,3 Prozentpunkte hinter den Erwar-

tungen zur�ckblieb. Die zwischenzeitlich ver-

abschiedeten Steuerrechts�nderungen ver-

ursachten dar�ber hinaus Ausf�lle in H�he

von etwa 5 1�2 Mrd 3. Das Ergebnis der letzten

offiziellen Sch�tzung vom November 2004

wurde ungef�hr erreicht.

F�r das laufende Jahr werden vor allem auf

Grund eines st�rkeren Wachstums der In-

landsnachfrage sowie der Bruttol�hne und

-geh�lter Impulse f�r das Steueraufkommen

erwartet. Diesen positiven Einfl�ssen stehen

jedoch Ausf�lle insbesondere im Zusammen-

hang mit der letzten Stufe der Einkommen-

steuerreform gegen�ber, die den Eingangs-

steuersatz auf 15% und den Spitzensatz auf

42% senkt. Schwierig ist vor allem die Ein-

sch�tzung der weiteren Entwicklung der

gewinnabh�ngigen Steuern. Zwar hat sich

deren Dynamik im vierten Quartal 2004

etwas abgeschw�cht, doch ist hier weiterhin

mit einem deutlichen Zuwachs zu rechnen.

Nach der offiziellen Steuersch�tzung vom

November 2004 wird f�r 2005 insgesamt ein

Anstieg des Aufkommens um 11�2 % er-

wartet. Die Volkswirtschaftliche Steuerquote

w�rde damit weiter leicht auf 20,1% fallen.

Der Bund verzeichnete im vierten Quartal in-

folge hoher Privatisierungserl�se einen �ber-

schuss von gut 7 1�2 Mrd 3. Im Gesamtjahr

2004 �berstieg das Defizit mit knapp 40 Mrd 3

das Vorjahrsniveau um gut 1�2 Mrd 3 und lag

damit erheblich �ber dem Haushaltsansatz

vom Fr�hjahr 2004 (29 1�2 Mrd 3). Es fiel

jedoch um 4 Mrd 3 geringer aus als im

Nachtragshaushalt veranschlagt.

Aufkommensentwicklung wichtiger
Einzelsteuern

Aufkommen
in Mrd 5

Gesamtjahr

Steuerart 2003 2004

Ver-
�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Lohnsteuer 133,1 123,9 – 6,9

Veranlagte
Einkommensteuer 4,6 5,4 + 18,1

K�rperschaftsteuer 8,3 13,1 + 58,6

Umsatzsteuer 137,0 137,4 + 0,3

darunter: 4. Vierteljahr

Lohnsteuer 38,7 35,5 – 8,3

Veranlagte
Einkommensteuer 4,4 5,0 + 12,6

K�rperschaftsteuer 3,4 3,7 + 8,6

Umsatzsteuer 35,8 35,5 – 0,8

Deutsche Bundesbank

Aussichten im
laufenden Jahr

Bundeshaushalt
im Jahr 2004 ...
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Die Einnahmen verringerten sich gegen�ber

dem Jahr 2003 trotz h�herer Beteiligungsver-

�ußerungen (+ 3 1�2 Mrd 3) um gut 5 1�2 Mrd 3

oder 2 1�2 %. Ausschlaggebend hierf�r war

der R�ckgang der Steuereinnahmen um

2 1�2 %, der nicht zuletzt durch die Schw�che

bei den Bundessteuern und die vor�berge-

hende Umverteilung der Umsatzsteuer zu

Lasten des Bundes bedingt war. Dem stand

allerdings gegen�ber, dass die von den Steu-

ern abgesetzten Zahlungen an die EU wider

Erwarten leicht sanken. Entgegen der Pla-

nung wurde der Bundeshaushalt auch durch

die nur geringe Gewinnabf�hrung der Bun-

desbank und den Ausfall der Maut-Einnah-

men belastet.

Die Ausgaben wurden betr�chtlich reduziert

(– 2%). Maßgeblich trug hierzu bei, dass

keine Zusch�sse mehr an den Fluthilfefonds

anfielen. Auch gingen die Aufwendungen f�r

das Personal, den laufenden Sachaufwand,

f�r Zusch�sse an Unternehmen sowie f�r Zin-

sen zur�ck. Die Ausgaben f�r die Arbeits-

losenhilfe sind dagegen deutlich gestiegen

(um 2 1�2 Mrd 3), doch wurde dies durch den

niedrigeren Zuschussbedarf der Bundesagen-

tur f�r Arbeit fast vollst�ndig kompensiert.

Gem�ß dem Haushaltsgesetz betr�gt die

Nettokreditaufnahme im laufenden Jahr

22 Mrd 3. Damit soll die Neuverschuldung

verfassungsgem�ß unter dem Ansatz f�r die

investiven Ausgaben gehalten werden. Die

geplante R�ckf�hrung wird freilich maßgeb-

lich durch eine Verdoppelung der Privatisie-

rungserl�se auf 17 Mrd 3 getragen. Dar�ber

hinaus soll im Zusammenhang mit einem Ver-

kauf von Anspr�chen der Zuschussbedarf der

Postpensionskassen um rund 5 Mrd 3 niedri-

ger ausfallen. Durch diese Maßnahmen wird

der dringende strukturelle Konsolidierungsbe-

darf im Bundeshaushalt aber nur verdeckt.

Die Finanzlage der Sonderverm�gen hat sich

im Jahr 2004 stark verschlechtert. Sie schlos-

sen mit einem �berschuss von nur noch

11�2 Mrd 3 ab, nachdem dieser im Vorjahr

noch gut 10 Mrd 3 betragen hatte. So ver-

zeichnete der Fluthilfefonds infolge abflie-

ßender Mittel ein Defizit von 11�2 Mrd 3,

gegen�ber einem �berschuss von zuvor

3 1�2 Mrd 3. Der �berschuss des ERP-Sonder-

verm�gens sank wegen geringerer Darlehens-

r�ckfl�sse von 4 Mrd 3 auf gut 2 Mrd 3.

Schließlich reduzierte sich der positive Saldo

des Erblastentilgungsfonds vor dem Hinter-

grund der ausgefallenen Zuf�hrung aus dem

Mrd €

Mrd €

kumuliert

2004

2003

1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Vierteljahresergebnis

2003
2004

Finanzierungssalden des
Bundes in den Jahren
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Bundesbankgewinn um knapp 2 Mrd 3. F�r

das laufende Jahr kann aus heutiger Sicht mit

einem ann�hernd unver�nderten Haushalts-

abschluss der Sonderverm�gen gerechnet

werden.

Im letzten Vierteljahr 2004 lag das Defizit der

L�nder mit 5 Mrd 3 um 3 1�2 Mrd 3 unter dem

entsprechenden Vorjahrswert. Die Gesamt-

einnahmen stiegen trotz eines leichten

R�ckgangs des Steueraufkommens um 2%.

Ausschlaggebend hierf�r waren offenbar Zu-

fl�sse aus Beihilfer�ckzahlungen einiger Lan-

desbanken, die auf Grund eines Beschlusses

der EU-Kommission vom Oktober 2004 erfor-

derlich geworden sind. Zudem wurden die

Ausgaben um fast 3 1�2 % reduziert, wozu

nicht zuletzt beigetragen hat, dass einige

L�nder ihre Sonderzahlungen f�r Personal ge-

k�rzt oder auf monatliche Leistungen umge-

stellt hatten. Im Gesamtjahr ist das Defizit

gegen�ber dem Rekordniveau des Jahres

2003 von gut 30 Mrd 3 auf gut 25 Mrd 3 ge-

sunken. Die Verbesserung gegen�ber dem

Haushaltsansatz (26 Mrd 3) beruht letztlich

auf den Beihilfer�ckzahlungen, denen bisher

offenbar noch keine Belastungen durch die

zugesagten nahezu gleich hohen Kapitalzu-

f�hrungen an die Landesbanken gegen�ber-

stehen.

F�r das laufende Jahr sehen die Haushalts-

planungen nur eine leichte R�ckf�hrung der

Defizite auf 23 1�2 Mrd 3 vor. Neben Ausf�llen

infolge der letzten Stufe der Einkommen-

steuerreform m�ssen die L�nderhaushalte die

R�ck�bertragung von Umsatzsteueranteilen

verkraften, die der Bund f�r das teilweise Vor-

ziehen von Steuersenkungen im Vorjahr ab-

getreten hatte. Nach heutigem Stand werden

die L�nder Berlin, Bremen, Niedersachsen,

Saarland und – angesichts der strengeren lan-

desspezifischen Regelungen – auch Hessen

die Regelgrenze f�r die Neuverschuldung teil-

weise deutlich �berschreiten. Das gr�ßte

Bundesland, Nordrhein-Westfalen, vermeidet

dies vor allem durch die Ausweitung der

Grenze um die aus der Beihilfer�ckzahlung

der WestLB geleistete Kapitaleinlage bei

dieser Bank von fast 11�2 Mrd 3. Selbst das re-

lativ finanzstarke Baden-W�rttemberg muss

zur Einhaltung eines verfassungskonformen

Haushalts Zinsforderungen in betr�chtlichem

Umfang verkaufen. Die �berschreitung der

verfassungsm�ßigen Regelgrenzen f�r die

Neuverschuldung ist insbesondere vor dem

Hintergrund der f�r die Haushaltsaufstellung

angenommenen g�nstigen Wirtschaftsent-

wicklung problematisch. Weitere umfassende

Konsolidierungsschritte sind unausweichlich.

Zu den Gemeindehaushalten liegen bisher

nur Zahlen f�r die ersten drei Quartale des

Jahres 2004 vor. Danach fiel das Defizit mit

5 Mrd 3 um 4 Mrd 3 niedriger aus als in der

gleichen Vorjahrszeit. Die gesamten Einnah-

men stiegen um 4%, darunter die Steuer-

ertr�ge sogar um 10%. Die schwache Ent-

wicklung des Anteils an der Einkommen-

steuer wurde durch den Zuwachs bei der

Gewerbesteuer, von deren Ertrag die Ge-

meinden zudem nur noch einen geringeren

Teil als Umlage an Bund und L�nder abf�hren

m�ssen, mehr als aufgewogen. Die Gesamt-

ausgaben wurden leicht reduziert, obwohl

die Sozialleistungen den Vorjahrsstand um

knapp 6% �bertrafen. Entlastend wirkte die

Abnahme der Personalaufwendungen um

L�nder

Gemeinden
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11�2 %. Auch hat sich bei den Sachinvestitio-

nen der kr�ftige R�ckgang mit 8% kaum ab-

geschw�cht. Die engen haushaltsrechtlichen

Kreditbegrenzungen d�mpften offenbar die

kommunalen Investitionen in erheblichem

Maße. Dementsprechend haben die aus-

stehenden langfristigen Schulden seit Ende

2000 kaum zugenommen, w�hrend die Kas-

senkredite, mit denen laufende Ausgaben

vorfinanziert werden, bis zuletzt sp�rbar ge-

stiegen sind.

Im Gesamtjahr 2004 k�nnte sich das Defizit

in den Kommunalhaushalten gegen�ber dem

allerdings sehr hohen Vorjahrsniveau von 8 1�2

Mrd 3 halbiert haben. Der R�ckgang darf

angesichts des anhaltenden Wachstums der

�berbr�ckungskredite jedoch noch nicht als

Entwarnung hinsichtlich der Finanzprobleme

der Gemeinden interpretiert werden. Im lau-

fenden Jahr werden die durch eine Revisions-

klausel abgesicherten Entlastungen der Kom-

munen infolge der Zusammenlegung von

Arbeitslosen- und Sozialhilfe die Gemeinde-

haushalte weiter beg�nstigen. Dennoch wird

die Finanzlage in vielen Kommunen ange-

spannt bleiben.

Die Verschuldung der Gebietsk�rperschaften

blieb im vierten Quartal nahezu unver�ndert.

W�hrend die L�nder ihre Verbindlichkeiten

um 2 1�2 Mrd 3 ausweiteten, konnte der Bund

seine Schulden um knapp 2 1�2 Mrd 3 reduzie-

ren. Erneut wurde die Nettokreditaufnahme

�ber lang- und mittelfristige Wertpapiere be-

vorzugt. �ber deren Ausgabe wurden per

saldo 6 1�2 Mrd 3 vereinnahmt, w�hrend der

Bestand an Geldmarkt- und Kassenkrediten

um insgesamt 3 1�2 Mrd 3 zur�ckgef�hrt

wurde. Auch kurzfristige Wertpapiere und

sonstige Darlehen wurden per saldo getilgt.

Sozialversicherungen

Im vierten Quartal verzeichnete die gesetz-

liche Rentenversicherung einen hohen �ber-

schuss von fast 4 Mrd 3 (nach 11�2 Mrd 3 ein

Jahr zuvor). Dazu hat beigetragen, dass der

Verkauf der GAGFAH-Beteiligung zu Einnah-

men in H�he von gut 2 Mrd 3 f�hrte.3) Dar�-

ber hinaus ergaben sich Mehreinnahmen,

weil sowohl die letztmalig gezahlten Beitr�ge

f�r die Arbeitslosenhilfe als auch die Anfang

Januar f�lligen Beitr�ge f�r das neue Arbeits-

Marktm�ßige Nettokreditaufnahme
der Gebietsk�rperschaften

Mrd 5

Darunter:

Zeit
Ins-
gesamt

Wert-
papiere 1)

Schuld-
schein-
dar-
lehen 2)

Nach-
richtlich:
Erwerb
durch
das
Ausland

2003 + 81,2 + 73,4 – 0,8 + 26,9
darunter:

1. Vj. + 35,3 + 32,6 + 2,7 + 19,4
2. Vj. + 13,2 + 11,8 + 0,5 + 12,4
3. Vj. + 20,0 + 9,4 + 5,0 – 0,3
4. Vj. + 12,6 + 19,5 – 9,0 – 4,6

2004 ts) + 71,7 + 71,0 – 16,4 ...
1. Vj. + 45,3 + 34,6 + 4,1 + 16,9
2. Vj. + 8,2 + 14,6 – 9,6 – 3,6
3. Vj. + 17,9 + 17,2 – 0,6 + 18,6
4. Vj. ts) + 0,2 + 4,7 – 10,3 ...

1 Ohne Ausgleichsforderungen. — 2 Einschl. Kassenver-
st�rkungs- und Geldmarktkredite.

Deutsche Bundesbank

3 In der Statistik der Rentenversicherungstr�ger wurde
dagegen nur der �ber den Buchwert von 1,6 Mrd 3

hinausgehende Erl�s als Einnahme verbucht.

Verschuldung

Gesetzliche
Renten-
versicherung
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losengeld II im Dezember 2004 verbucht

wurden. Außerdem hatten viele �ffentliche

Arbeitgeber im Dezember 2003 keine Ren-

tenbeitr�ge entrichtet.4) Ausgabend�mpfend

wirkte sich aus, dass keine Rentenanpassung

zur Jahresmitte stattfand und die Rentner den

vollen Beitragssatz zur Pflegeversicherung seit

April 2004 selbst zahlen. Insgesamt wuchsen

die Einnahmen um gut 4%, w�hrend die

Ausgaben nahezu unver�ndert blieben.

Im ganzen Jahr belief sich das Defizit auf fast

11�2 Mrd 3, gegen�ber knapp 2 1�2 Mrd 3 ein

Jahr zuvor. Die R�cklagen der Renten-

versicherung betrugen am Jahresende

0,32 Monatsausgaben. Damit wurde der

im Rentenversicherungsbericht 2004 er-

wartete Wert von 0,28 Monatsausgaben um

gut 1�2 Mrd 3 �bertroffen. Das Risiko von

Liquidit�tsengp�ssen im laufenden Jahr ist

damit reduziert worden. Hinzu kommt, dass

nach dem Verkauf der GAGFAH-Beteiligung

die R�cklage praktisch vollst�ndig liquide ist.

Gleichwohl ist nicht auszuschließen, dass es

im Jahresverlauf notwendig werden wird,

Bundeszusch�sse vorzuziehen. Dies gilt umso

mehr, als der Nachhaltigkeitsfaktor in diesem

Jahr kaum wirksam werden d�rfte. Ange-

sichts der schwachen Entgeltentwicklung im

Vorjahr erg�be sich bei Anwendung der

neuen Formel eine negative Rentenanpas-

sung zum 1. Juli. Dies wird jedoch durch eine

Schutzklausel verhindert. Der zur Stabili-

sierung der Beitragssatzentwicklung beab-

sichtigte Wachstumsabstand zwischen den

Entgelten der Besch�ftigten und den Renten

kann immer dann nicht eingehalten werden,

wenn die Pro-Kopf-Entgelte nur wenig stei-

gen oder sinken (vgl. hierzu die �bersicht auf

S. 64).

Die Bundesagentur f�r Arbeit verzeichnete im

vierten Quartal einen unerwarteten �ber-

schuss von 1 Mrd 3. Vor einem Jahr hatte sich

noch ein leichtes Defizit ergeben. Diese Ver-

besserung beruht allerdings vor allem auf

Sondereinfl�ssen im Dezember 2004. Wie in

der Rentenversicherung ergab sich ein Basis-

effekt durch die Verschiebung von Lohn- und

Gehaltszahlungen im �ffentlichen Dienst. Das

Beitragsaufkommen wuchs daher um 1�2 %,

w�hrend es in den ersten drei Quartalen

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (−)

log. Maßstab

Ausgaben

Einnahmen

Finanzen der deutschen
Rentenversicherung
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4 Infolge des Tarifabschlusses f�r den �ffentlichen Dienst
konnten die Arbeitgeber erstmals im Dezember 2003 die
Lohn- und Gehaltszahlungen von der Mitte auf das Ende
eines Monats verlagern. In diesen F�llen wurden die
hierauf entfallenden Sozialversicherungsbeitr�ge erst
einen Monat sp�ter im Januar f�llig.

Bundesagentur
f�r Arbeit
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Deutsche Bundesbank

Zur Höhe der Rentenanpassungen nach Einführung des „Nachhaltigkeitsfaktors“

Die gesetzlichen Renten werden jährlich grundsätzlich 
entsprechend der Entwicklung der durchschnittlichen 
Bruttoentgelte der Versicherten im Vorjahr ange-
passt. Eine geringere Anpassung ergibt sich allerdings 
immer dann, wenn der Beitragssatz zur gesetzlichen 
Rentenversicherung oder der als Altersvorsorgeanteil 
bezeichnete unterstellte Beitrag zur privaten Zusatz-
vorsorge („Riester-Rente“) steigt. Außerdem wachsen 
die Renten langsamer, wenn sich das Verhältnis von 
(Äquivalenz-) Rentnern zu (Äquivalenz-) Beitragszah-
lern erhöht (Rentnerquotient als Teil des Nachhaltig-
keitsfaktors). Spiegelbildlich ist auch eine über die 
Lohnentwicklung hinausgehende Rentenerhöhung 
möglich, wenn der Beitragssatz oder der Rentnerquo-
tient sinkt. Angesichts der demographischen Verände-
rungen werden die Renten auf Grund dieser Formel in 
Zukunft im Durchschnitt aber langsamer zunehmen als 
die Entgelte der Versicherten, um den Anstieg des Bei-
tragssatzes zu begrenzen.

Eine Kürzung der Renten ist dagegen nur dann zulässig, 
wenn sie auf einem Rückgang der Versichertenentgelte 
beruht. Die übrigen Elemente der Anpassungsformel 
können bei nur langsam wachsenden oder stagnieren-
den Durchschnittsentgelten keine Rentenminderung 
auslösen oder im Falle sinkender Entgelte keine noch 
stärkere Kürzung der Renten bewirken. Diese Schutz-
klausel hat zur Folge, dass der Anpassungsmechanis-
mus seine beitragssatzdämpfende Wirkung nur dann 
voll entfalten kann, wenn die Löhne und Gehälter mit 
einer Rate von mindestens ½ % bis 1 % wachsen. Im 
laufenden Jahr würde das Zusammenspiel praktisch 
stagnierender Entgelte und eines gestiegenen Ver-
hältnisses von Rentnern zu Beitragszahlern im Jahr 
2004 eine negative Rentenanpassung implizieren. 
Auf Grund der Schutzklausel wird es aber „nur“ eine 
Nullrunde geben. Als Folge ergibt sich – ceteris pari-
bus – ein höheres Rentenniveau, dessen Finanzierung 
einen ebenfalls höheren Beitragssatz erfordert.

Der Verzicht auf nicht lohnbegründete Rentenkür-
zungen könnte sich auch auf die der Einführung des 
Nachhaltigkeitsfaktors zu Grunde liegenden längerfris-
tigen Vorausberechnungen zum Beitragssatz und zum 
Rentenniveau auswirken, wenn die Löhne und Gehäl-
ter ab dem Jahr 2009 nicht wie unterstellt mit 3 % 
pro Jahr, sondern erheblich langsamer wachsen oder 
sich stark volatil entwickeln sollten. Jedes Mal, wenn 
der Schutzmechanismus greift, wird der erwartete 
Abstand zwischen Entgelt- und Rentenentwicklung 
nicht eingehalten. Die Folge ist ein dauerhaft höheres 
Rentenniveau und ein entsprechender Anstieg des Bei-
tragssatzes. Damit könnte das gesetzlich fi xierte Ziel, 
den Anstieg des Beitragssatzes bis 2030 auf über 22 % 
zu verhindern, verfehlt werden.

Würden die Entgelte langfristig nicht um konstant 
3 % pro Jahr wachsen, sondern beispielsweise um 
diesen Mittelwert zwischen 0 % und 6 % oszillieren, 
so würde der Schutzmechanismus in den Jahren ohne 
Lohnsteigerungen greifen und jeweils einen höheren 
Beitragssatz erfordern. Diese Effekte würden sich, 
wie im unten stehenden Schaubild dargestellt, über 
die entgeltschwachen Jahre hinweg aufschaukeln. Sie 
könnten bis zum Jahr 2030 einen spürbar über 22 % 
liegenden Beitragssatz erforderlich machen. Entschei-
dend dabei ist, dass jedes Wirken der Schutzklausel 
einen positiven Basiseffekt auf das Rentenniveau zur 
Folge hat, der nicht wieder aufgeholt wird und einen 
permanent höheren Beitragssatz erfordert.

Das mit dem Verzicht auf nicht lohnbegründete Ren-
tenkürzungen verbundene Risiko eines insgesamt stei-
leren Beitragssatzanstiegs könnte vermieden werden, 
wenn ausgelassene Rentenkürzungen in Folgejahren 
mit stärkerem Lohnwachstum nachgeholt würden. In 
diesen Jahren müssten die Renten entsprechend lang-
samer wachsen. Damit könnten Rentenkürzungen, die 
nicht auf sinkenden Versichertenentgelten beruhen, 
vermieden werden, ohne den Beitragszahler auf Dauer 
stärker zu belasten.

%

%

Brutto-Rentenniveau

Verlauf bei schwankender
Entgeltentwicklung

erwarteter
Verlauf

2000 05 10 15 20 25 2030

Beitragssatz
Verlauf bei schwankender
Entgeltentwicklung

erwarteter
Verlauf

Kennziffern der deutschen
Rentenversicherung

50

48

46

44

42

40

24

22

20

18



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
Februar 2005

65

durchweg gesunken war. Hinzu kamen Mehr-

einnahmen in Form von Verwaltungskosten-

erstattungen des Bundes im Zusammenhang

mit den Arbeitsmarktreformen. Insgesamt er-

h�hten sich die Einnahmen um knapp 2 1�2 %.

Die Ausgaben gingen um 6% zur�ck. F�r das

Arbeitslosengeld wurden trotz gestiegener

Arbeitslosenzahlen 2% weniger ausgegeben.

Bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik hat sich

die Ausgabenreduktion mit 18% nochmals

beschleunigt.

Im Gesamtjahr fiel das Defizit und damit der

Zuschussbedarf aus dem Bundeshaushalt mit

4,2 Mrd 3 vor allem wegen der starken Ein-

schr�nkung der aktiven Arbeitsmarktpolitik

um 1 Mrd 3 geringer aus als veranschlagt. Im

laufenden Jahr sieht der Haushalt ein Defizit

von 4,0 Mrd 3 vor. Im Vergleich zum Ist-

Ergebnis des Jahres 2004 fallen die Zuw�chse

von gut 7% bei den Einnahmen und 6 1�2 %

bei den Ausgaben allerdings besonders hoch

aus, weil der Bund erhebliche Verwaltungs-

kostenerstattungen an die Bundesagentur

leisten wird, die dort wiederum ausgaben-

wirksam werden.

F�r die gesetzliche Krankenversicherung lie-

gen Angaben zur Finanzentwicklung nur bis

zum dritten Quartal vor. Danach erzielten die

Kassen von Januar bis September auf Grund

der Gesundheitsreform einen �berschuss von

gut 2 1�2 Mrd 3, w�hrend im gleichen Zeit-

raum des Vorjahres noch ein Defizit in �hn-

licher H�he zu verzeichnen war. Der �ber-

schuss d�rfte �berwiegend zur Schuldentil-

gung verwendet worden sein.5) Auch im letz-

ten Quartal d�rfte sich das Finanzergebnis

noch verbessern. So war das Ausgabenniveau

im vierten Quartal 2003 auf Grund von Vor-

zieheffekten besonders hoch, und im Novem-

ber 2004 wurde die zweite Tranche des

neuen Bundeszuschusses in H�he von

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €
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5 Nach Angaben des Bundesministeriums f�r Gesundheit
und Soziale Sicherung wurde der saldierte Schuldenstand
bis Ende September um 2,7 Mrd 3 auf 3,3 Mrd 3 zur�ck-
gef�hrt. Die Brutto-Verbindlichkeiten von 8,3 Mrd 3 Ende
2003 k�nnten damit in einer �hnlichen Gr�ßenordnung
reduziert worden sein. Die Krankenkassen sind gesetzlich
verpflichtet, pro Jahr mindestens ein Viertel ihrer bis Ende
2003 aufgelaufenen Schulden zu tilgen.
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0,5 Mrd 3 �berwiesen. Außerdem l�sst die

Beitragsentwicklung in der Renten- und Ar-

beitslosenversicherung eine g�nstigere Ein-

nahmenentwicklung zum Jahresende er-

warten.

Im laufenden Jahr d�rfte der �berschuss

wieder deutlich niedriger ausfallen. Zwar wird

der Bundeszuschuss von 1,0 Mrd 3 auf

2,5 Mrd 3 angehoben, jedoch ist auch mit

wieder steigenden Ausgaben f�r Arzneimittel

zu rechnen, weil die Erh�hung des Hersteller-

rabatts nur f�r das Jahr 2004 galt und ein

Preismoratorium ausgelaufen ist. Die Einf�h-

rung des Arbeitslosengeldes II ist f�r die Kran-

kenkassen einerseits mit Mehreinnahmen f�r

die bisherigen Arbeitslosenhilfebezieher ver-

bunden, weil die Beitragsbemessungsgrund-

lage im Durchschnitt h�her ausfallen wird.6)

Andererseits sind erwerbsf�hige bisherige

Sozialhilfeempf�nger nun zu nicht kosten-

deckenden Beitr�gen zu versichern.7)

Entwicklung der �ffentlichen Haushalte

insgesamt

Das gesamtstaatliche Defizit (Maastricht-

Abgrenzung) hat sich nach den im Januar ver-

�ffentlichten ersten vorl�ufigen Angaben des

Statistischen Bundesamtes im vergangenen

Jahr auf 3,9% des BIP belaufen – nach 3,8%

im Jahr 2003.8) Der um konjunkturelle Ein-

fl�sse bereinigte Saldo hat sich aus heutiger

Sicht aber etwas verbessert. Der Anstieg des

BIP lag zwar deutlich �ber dem mittelfristigen

Trend. Wird allerdings die relativ abgaben-

unergiebige Wachstumsstruktur ber�cksich-

tigt, so d�rfte die konjunkturelle Entwicklung

die �ffentlichen Haushalte insgesamt noch

belastet haben.

Die Entwicklung der �ffentlichen Finanzen

war einerseits durch einen R�ckgang der

Einnahmenquote um 11�2 Prozentpunkte auf

rund 44% gekennzeichnet. Dazu trugen so-

wohl die umfangreichen Steuersenkungen als

auch die Struktur der gesamtwirtschaftlichen

Entwicklung bei. Das Wachstum der Brutto-

lohn- und -gehaltssumme und des Privaten

Verbrauchs fiel im Vergleich zum Anstieg des

BIP niedrig aus, was zu einer ged�mpften Ent-

wicklung der Lohnsteuer, der Sozialversiche-

rungsbeitr�ge und der Umsatzsteuer f�hrte.

Dar�ber hinaus gingen die Einnahmen aus

den Verbrauchsteuern deutlich zur�ck.

Schließlich sanken die nichtsteuerlichen Ein-

nahmen stark, was insbesondere auf die er-

heblich niedrigere Gewinnaussch�ttung der

Bundesbank zur�ckzuf�hren war.

Andererseits wurden die Ausgaben dem

absoluten Betrage nach verringert, und die

Ausgabenquote sank um ebenfalls rund

11�2 Prozentpunkte auf gut 47 1�2 %. W�hrend

der Anstieg der Renten- und Pensionsaus-

gaben in den vorangegangenen Jahren noch

entscheidend zum Wachstum der Aufwen-

dungen beigetragen hatte, war hier der Zu-

wachs insbesondere wegen der in Kraft ge-

6 Bis 2004 war die gezahlte Arbeitslosenhilfe (durch-
schnittlich rund 500 3 pro Monat) Bemessungsgrundlage
f�r den Beitrag. Ab 2005 sind es 36,2% der monatlichen
Bezugsgr�ße (Durchschnittsentgelt der Versicherten im
vorvergangenen Jahr), derzeit 874 3 pro Monat in den
alten und 735 3 in den neuen Bundesl�ndern.
7 Die Sozialhilfetr�ger bezahlen dagegen die jeweils in
Anspruch genommenen Leistungen nach dem GKV-Tarif.
8 Wegen der inzwischen bekannt gewordenen g�nstiger
als erwartet ausgefallenen Haushaltsabschl�sse des Bun-
des und der L�nder d�rfte die Defizitquote noch etwas
nach unten revidiert werden.

Gesamt-
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R�ckl�ufige
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tretenen Entlastungsmaßnahmen moderat.

Die Gesundheitsreform hatte – neben zus�tz-

lichen Einnahmen – ebenso wie die verst�rkte

Einschr�nkung der aktiven Arbeitsmarkt-

politik einen f�hlbaren Ausgabenr�ckgang

zur Folge. Bei den Gebietsk�rperschaften

f�hrte die prek�re Haushaltslage zu einem

sparsamen Ausgabenkurs, wobei insbeson-

dere die Ausgaben f�r Investitionen und auch

f�r Personal sanken. Trotz der kr�ftigen Aus-

weitung der Verschuldung blieben die Zins-

ausgaben nahezu unver�ndert, da das relativ

niedrige Zinsniveau weiterhin eine g�nstige

Refinanzierung f�llig werdender Schuldtitel

erm�glichte.

Die staatlichen Defizite k�nnten sich im lau-

fenden Jahr deutlich zur�ckbilden. Das Ziel,

erstmals seit 2001 die 3%-Defizitgrenze zu

unterschreiten, erscheint aus heutiger Sicht

erreichbar. Allerdings sind die Unsicherheiten

insbesondere im Zusammenhang mit der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung und den

finanziellen Auswirkungen der zahlreichen

finanzpolitischen Maßnahmen sehr groß, so

dass hier erhebliche Risiken bestehen. Der

Finanzplanungsrat und die Bundesregierung

haben sich eindeutig zur Einhaltung des Ziels

bekannt – und zwar unabh�ngig von der Dis-

kussion �ber die Reform des Stabilit�ts- und

Wachstumspakts.9) Die EU-Kommission und

der ECOFIN-Rat haben erkl�rt, dass gegebe-

nenfalls weitere Schritte in dem Verfahren bei

einem �berm�ßigen Defizit eingeleitet wer-

den, wenn Deutschland seinen Verpflichtun-

gen nicht nachkommen und sich zum vierten

Mal in Folge eine Verletzung der Maastricht-

Grenze abzeichnen sollte (vgl. hierzu die

�bersicht auf S. 68).

Auf der Einnahmenseite ist insbesondere

wegen der in Kraft getretenen letzten Stufe

der Einkommensteuerreform mit einem er-

neuten R�ckgang der Einnahmenquote zu

rechnen, der aus heutiger Sicht allerdings

unter anderem wegen der erwarteten „ab-

gabenergiebigeren“ Struktur des Wachstums

wesentlich geringer ausfallen d�rfte als im

vergangenen Jahr. Zudem k�nnten sich die

nichtsteuerlichen Einnahmen vor allem we-

gen der seit Beginn des Jahres erhobenen

Lkw-Maut und R�ckzahlungen von den Lan-

desbanken gew�hrten Subventionen wieder

merklich erh�hen.

Entscheidend f�r den Konsolidierungserfolg

im laufenden Jahr wird sein, dass das Ausga-

benwachstum eng begrenzt bleibt und die

Ausgabenquote weiter gesenkt wird. Hier

sind alle staatlichen Ebenen gefordert, Ein-

sparungen vorzunehmen, um den gemein-

sam beschlossenen Steuersenkungen und

den sehr hohen Defiziten Rechnung zu tra-

gen. Eine sparsame Haushaltsf�hrung der Ge-

bietsk�rperschaften, die sich nicht zuletzt bei

den Personalausgaben, dem Sachaufwand

und den Subventionen niederschlagen d�rfte,

eine ged�mpfte Entwicklung der Ausgaben

f�r Alterssicherung und angesichts des niedri-

gen Zinsniveaus bei den Zinsaufwendungen

sowie Entlastungen bei den arbeitsmarkt-

bedingten Ausgaben k�nnten hierzu beitragen.

Mittelfristig sind weitere Konsolidierungs-

schritte notwendig, um die Staatsdefizite ab-

9 Vgl. zur Reformdiskussion: Deutsche Bundesbank, Stel-
lungnahme der Deutschen Bundesbank zur Reform des
Stabilit�ts- und Wachstumspakts, Monatsbericht, Januar
2005, S. 43–49.
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Zum Stand des Defizitverfahrens gegen Deutschland

Deutschland hat im vergangenen Jahr zum
dritten Mal in Folge den Referenzwert von
3% f�r die staatliche Defizitquote �berschrit-
ten, ohne auf eine der im Stabilit�ts- und
Wachstumspakt pr�zisierten Ausnahmeklau-
seln zur�ckgreifen zu k�nnen. Damit verstieß
Deutschland auch gegen die Empfehlung des
ECOFIN-Rats vom Januar 2003. Im Zusammen-
hang mit der Feststellung des �berm�ßigen
Defizits hatte dieser Deutschland aufgefor-
dert, den Referenzwert sp�testens 2004 wie-
der einzuhalten. Der Rat hatte im November
2003 zwar Schlussfolgerungen angenommen,
in denen er die Frist f�r die Korrektur des
�berm�ßigen Defizits f�r Deutschland (und
Frankreich) auf 2005 verl�ngerte.1) Diese
Schlussfolgerungen wurden allerdings außer-
halb des normalen Ablaufs des Verfahrens bei
einem �berm�ßigen Defizit getroffen. Sie
wurden deshalb am 13. Juli 2004 durch den
Europ�ischen Gerichtshof f�r nichtig erkl�rt.
Faktisch ruhen die Defizitverfahren weiter.
Rechtlich gesehen befinden sie sich im
Stadium der Rats-Empfehlungen nach Arti-
kel 104 Absatz 7 EG-Vertrag vom Januar be-
ziehungsweise Juni 2003, die aber inhaltlich
�berholt sind.2)

Die Europ�ische Kommission reagierte erst
am 14. Dezember 2004 auf diese unbefriedi-
gende Situation und legte dem Rat eine Mit-
teilung zum Stand der Defizitverfahren vor.
Darin vertritt die Kommission die Auffassung,
dass die beiden betroffenen L�nder bis zum
Urteil des Europ�ischen Gerichtshofes auf die
G�ltigkeit der Schlussfolgerungen des Rates
vom November 2003 h�tten vertrauen d�rfen.
Angesichts dieser einzigartigen Umst�nde sei
jetzt bei der Frage nach der Erf�llung der Ver-
pflichtungen aus dem Stabilit�ts- und Wachs-
tumspakt erst f�r 2005 zu pr�fen, ob die �ber-
m�ßigen Defizite korrigiert w�rden. Nach der
Einsch�tzung der Kommission sind die ange-
k�ndigten Maßnahmen in beiden L�ndern
dazu ausreichend. Weitere Schritte im Rah-
men der Defizitverfahren er�brigten sich da-
mit gegenw�rtig. Sollte allerdings im wei-
teren Verlauf deutlich werden, dass die Kor-
rekturen unzureichend umgesetzt w�rden,

m�sse die Kommission dem Rat empfehlen,
die Haushalts�berwachung zu versch�rfen
und die nach dem EG-Vertrag und dem Sta-
bilit�ts- und Wachstumspakt erforderlichen
Maßnahmen zu treffen.

Der Rat hat am 18. Januar 2005 von der Mit-
teilung der Kommission Kenntnis genommen
und erkl�rt, dass auch er gegenw�rtig weitere
Schritte im Rahmen der Defizitverfahren nicht
f�r notwendig erachtet. Gleichzeitig haben
Deutschland (und Frankreich) ihre Zusage be-
kr�ftigt, alle erforderlichen Maßnahmen zu
ergreifen, um ihre Defizite im Jahr 2005 auf
unter 3% des Bruttoinlandsprodukts zur�ck-
zuf�hren und im Jahr 2006 unter diesem Wert
zu halten.

Nach dem Geist des Stabilit�ts- und Wachs-
tumspakts w�re es dagegen folgerichtig ge-
wesen, die n�chste Stufe in den Defizitver-
fahren einzuleiten und die beiden L�nder in
Verzug zu setzen. In Bezug auf Deutschland
erscheint das Ziel, den Referenzwert von 3%
in den Jahren 2005 und 2006 nicht zu �ber-
schreiten, erreichbar, wenn die geplanten
Entlastungsmaßnahmen voll wirksam wer-
den. Es ergibt sich aus heutiger Perspektive
allerdings kein Sicherheitsabstand zur 3%-
Grenze. Angesichts der betr�chtlichen Un-
sicherheit �ber die weitere gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung und die Auswirkungen der
fiskalischen Maßnahmen besteht daher ein
erhebliches Risiko, dass der Referenzwert f�r
die Defizitquote im laufenden Jahr zum vier-
ten Mal hintereinander �berschritten wird.

Durch die unbefriedigende Umsetzung des
Stabilit�ts- und Wachstumspakts und die an-
haltende Diskussion um �nderungen seiner
Vorgaben hat das Vertrauen in das fiskalische
Regelwerk der W�hrungsunion bereits stark
gelitten. Um die Glaubw�rdigkeit eines regel-
gebundenen Rahmens nicht weiter zu unter-
graben, muss Deutschland seine Verpflichtun-
gen gegen�ber den anderen Mitgliedstaaten
einhalten. Dazu ist eine strikte Haushalts-
disziplin auf allen staatlichen Ebenen erfor-
derlich.

1 Vgl. hierzu auch: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht,
Februar 2004, insbesondere S. 70. — 2 Vgl. hierzu auch:

Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, August 2004, insbe-
sondere S. 66.
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zubauen, die nationalen Defizitobergrenzen

einzuhalten und auch die Schuldenquote wie-

der zu senken. Dies wird dadurch erschwert,

dass ein guter Teil der geplanten Defizitr�ck-

f�hrung im laufenden Jahr durch nur ein-

malig wirkende Entlastungen (Entfallen des

Bundeszuschusses durch Ver�ußerung von

Anspr�chen der Postpensionskassen, R�ck-

zahlung von Zinssubventionen durch Landes-

banken) erreicht werden soll. Hierdurch wer-

den teilweise heutige auf Kosten k�nftiger

Haushalte entlastet. Gem�ß dem aktualisier-

ten Stabilit�tsprogramm vom Dezember ist

eine R�ckf�hrung der Defizitquote auf 11�2 %

im Jahr 2008 vorgesehen (siehe oben

stehende Tabelle). Die Schuldenquote soll auf

66% in den Jahren 2005 und 2006 steigen

und bis zum Jahr 2008 lediglich leicht auf

65% sinken. Diese Planungen gehen von

einer weitgehend konstanten Einnahmen-

quote aus, w�hrend die Konsolidierung �ber

eine Begrenzung der Zuw�chse auf der Aus-

gabenseite erfolgen soll. Obwohl diese Stra-

tegie grunds�tzlich zu begr�ßen ist, w�re zur

Bew�ltigung der finanzpolitischen Probleme

eine ambitioniertere Zielformulierung, die das

Erreichen eines ann�hernd ausgeglichenen

Haushalts vorsieht, angemessen. Dies gilt

umso mehr, als dem Programm eine relativ

optimistische Einsch�tzung der gesamtwirt-

schaftlichen Entwicklung zu Grunde liegt.

Eckwerte des aktualisierten Stabilit�tsprogramms der Bundesregierung

in %

Position 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Wachstum des realen BIP

Stabilit�tsprogramm 2004 – 0,1 1,8 1,7 13�4 2 2

Stabilit�tsprogramm 2003 – 0,1 1 1�2 – 2 2 1�4 2 1�4 2 1�4 –

Defizitquote (–)

Stabilit�tsprogramm 2004 – 3,8 – 3 3�4 – 3 – 2 1�2 – 2 – 11�2

Stabilit�tsprogramm 2003 – 4 – 3 1�4 – 2 1�2 – 2 – 11�2 –

Schuldenquote

Stabilit�tsprogramm 2004 64,2 65 1�2 66 66 65 1�2 65

Stabilit�tsprogramm 2003 64 65 65 1�2 65 1�2 65 –

Quelle: Bundesministerium der Finanzen.
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